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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 310/11 B 
 
L 2 KN 21/11 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 81 R 94/10 (SG Oldenburg) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 
Pieperstraße 14-28, 44789 Bochum, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 29. September 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l    sowie den Richter   G a s s e r    und  

die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 20. Juli 2011 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das LSG Niedersachsen-Bremen hat im Urteil vom 20.7.2011 die Rechtmäßigkeit einer Teilan-

rechnung der vom Kläger bezogenen Verletztenrente aus der gesetzlichen Unfallversicherung 

auf die von der Beklagten an ihn geleistete Altersrente bestätigt. 

 

Der Kläger macht mit seiner beim BSG erhobenen Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision in dem genannten LSG-Urteil ausschließlich die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache geltend. 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Beschwerdebegründung vom 26.9.2011 

genügt nicht der gesetzlich vorgeschriebenen Form, denn er hat den Zulassungsgrund der 

grundsätzlichen Bedeutung nicht ordnungsgemäß dargelegt (§ 160 Abs 2 Nr 1 iVm § 160a 

Abs 2 S 3 SGG). 

 

Wer die Zulassung der Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung erstrebt, muss in der 

Beschwerdebegründung eine konkrete Rechtsfrage in klarer Formulierung bezeichnen und 

schlüssig darlegen, dass diese klärungsbedürftig, in dem angestrebten Revisionsverfahren klä-

rungsfähig (entscheidungserheblich) sowie über den Einzelfall hinaus von Bedeutung ist (vgl 

BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 19; BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 5 RdNr 2 ff; Nr 9 RdNr 4 

- jeweils mwN). Es muss aus der Beschwerdebegründung ersichtlich sein, dass sich die 

Antwort auf die Rechtsfrage nicht ohne Weiteres aus dem Gesetz oder der bisherigen 

Rechtsprechung ergibt; hierzu bedarf es der Auseinandersetzung mit den vorinstanzlichen 

Entscheidungen und sonstiger einschlägiger Rechtsprechung. Diese Anforderungen, die 

allerdings nicht überspannt werden dürfen, sind verfassungsrechtlich unbedenklich (BVerfG 

<Kammer> SozR 4-1500 § 160a Nr 12 RdNr 3 f; Nr 16 RdNr 4 f; Nr 24 RdNr 5 f).  

 

Die Beschwerdebegründung des Klägers wird diesen Erfordernissen nicht gerecht. Er benennt 

zwar als grundsätzlich bedeutsam die Frage, 

 "ob der Gesetzgeber mit § 93 Abs 1 Nr 1 SGB VI in von Verfassungs wegen nicht zu 
beanstandender Weise von der ihm durch Art 14 Abs 1 S 2 GG eingeräumten Befugnis 
zur näheren Bestimmung des Inhalts des Eigentums an der Anwartschaft aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung Gebrauch gemacht hat", 

und macht damit eine Rechtsfrage zur Vereinbarkeit der Anrechnungsregelung in § 93 SGB VI 

mit höherrangigem Recht geltend. Zur Begründung ihrer Klärungsbedürftigkeit gibt er jedoch 

lediglich einen angeblich unter der Internetadresse "dewion.de" (genauere Angaben zu der zi-

tierten Internet-Quelle finden sich nicht) erschienenen Text zur gesetzlichen Unfallversicherung 

sowie Ausführungen aus dem Werk "Sozialrecht von A - Z" wörtlich wieder; auf der Grundlage 

dieser Quellen zieht er sodann die Schlussfolgerung, dass die Altersrente einerseits und die 

Unfallrente andererseits in verschiedenen Gesetzen - dem SGB VI bzw dem SGB VII - 
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geregelt seien und daher "nicht ein und dieselbe Sache sein" könnten. Hieraus erschließt sich 

dem Senat jedoch nicht, inwiefern die bezeichnete Rechtsfrage (erneut) klärungsbedürftig 

(geworden) sein könnte. Die bloße - nicht einmal ansatzweise begründete - Behauptung des 

Klägers, die vom LSG herangezogene Entscheidung des BVerfG zum Az. 1 BvR 1614/83 

(SozR 2200 § 1278 Nr 11) beantworte die Frage nicht, reicht zur Darlegung der 

Klärungsbedürftigkeit bei Weitem nicht aus. 

 

Ergänzend ist im Übrigen darauf hinzuweisen, dass der Kläger auch nicht aufgezeigt hat, dass 

über die - vom LSG ebenfalls zitierte - Senatsentscheidung vom 27.8.2009 (BSGE 104, 108 = 

SozR 4-2600 § 93 Nr 13) hinaus weiterer Klärungsbedarf durch das BSG besteht. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 Abs 1 SGG. 
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